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Bonn, den 28. Mai 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Siebentes Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 5. Februar 1969 
— Drucksache V/3731 — 


Der Deutsche Bundestag hat unter Nr. 2 seines Beschlusses vom 
5. Februar 1969 die Bundesregierung um Prüfung ersucht, „ob 
und welche Fragen mit der starken Herabsetzung von Alters- 
grenzen aufgeworfen werden.“ 

Namens der Bundesregierung erstatte ich hierzu folgenden 
Bericht: 


L Bestehende Altersgrenzen im öffentlichen Dienst des Bundes 


Die Altersgrenzen sind für die in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis stehenden Personen durch Gesetz und für die 
in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehenden Per- 
sonen durch Tarifverträge geregelt. 

Als allgemeine Altersgrenzen gelten für 

1. Beamte die Vollendung des 65. Lebensjahres (für Beamte 
als Mitglieder des Bundesrechnungshofes die Vollendung 
des 68. Lebensjahres); 

2. Richter die Vollendung des 65. Lebensjahres (für Bundes- 
richter die Vollendung des 68. Lebensjahres); 

3. Polizeivollzugsbeamte die Vollendung des 60. Lebensjahres; 

(Für einige Gruppen der Polizeivollzugsbeamten im BGS 
sind besondere Altersgrenzen festgesetzt worden; diese sind 
für 
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a) Leutnante i. BGS 
Oberleutnante i. BGS 
Hauptleute i. BGS 

b) Majore i. BGS 
Oberstleutnante i. BGS 


die Vollendung des 
55. Lebensjahres; 

die Vollendung des 
58. Lebensjahres;) 


4. Soldaten die Vollendung des 60. Lebensjahres; 

(Als besondere Altersgrenzen gelten für 

a) Berufsunteroffiziere 

b) Offiziere des Truppen- 
dienstes und Offiziere des die Vollendung des 

militärfachlichen Dienstes 52. Lebensjahres; 

(Leutnante bis Hauptleute) 

c) Majore die Vollendung des 54. Lebensjahres; 

d) Oberstleutnante die Vollendung des 56. Lebensjahres; 

e) Obersten die Vollendung des 58. Lebensjahres; 

f) Offiziere in Verwendungen als Strahlflugzeugführer die 
Vollendung des 40. Lebensjahres.) 

5. Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst die Voll- 
endung des 65. Lebensjahres. 


11. Herabsetzung von Altersgrenzen 

1. Altersgrenzenprobleme im öffentlichen Dienst des Bundes 

Die Besonderheiten des Dienstes der Offiziere, die als Strahl- 
flugzeugführer verwendet werden, und andere Besonderheiten 
im Zusammenhang mit der Verteidigungsbereitschaft der Bun- 
deswehr erfordern Altersgrenzenregelungen, die auf andere 
Bereiche des öffentlichen Dienstes nicht übertragbar sind. 

Es läßt sich allerdings nicht ausschließen, daß die Festsetzung 
besonderer Altersgrenzen, die auf die Verwendung bezogen 
und gegenüber den herkömmlichen Altersgrenzen erheblich 
herabgesetzt sind, zu Berufungen einzelner Gruppen des öffent- 
lichen Dienstes führt, sofern diese ähnlichen physischen und 
psychischen Belastungen ausgesetzt sind wie bestimmte Solda- 
ten. 

Im Rahmen der Arbeiten der Reformkommission für den aus- 
wärtigen Dienst wird u. a. auch die Frage geprüft, ob der stän- 
dige Einsatz von Personal an gesundheitsgefährdenden und 
durch sonstige ungewöhnliche Belastungen gekennzeichneten 
Dienstorten eine Herabsetzung der gegenwärtig bestehenden 
Altersgrenze angezeigt erscheinen läßt. Im Bereich der Bundes- 
wehr werden Untersuchungen angestellt, ob noch weitere Maß- 
nahmen erforderlich sind, um insbesondere auch die Alters- 
grenzenregelung für Berufssoldaten den ihnen obliegenden 
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Aufgaben anzupassen. In einer Stellungnahme vom 24. Dezem- 
ber 1968 hat sich ferner der Bundesbeauftragte für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung dahin gehend geäußert, daß ein akti- 
ver Einsatz im Flugsicherungskontrolldienst nach bisherigen 
Erfahrungen bei Erreichen etwa des 55. Lebensjahres beendet 
sein sollte. Welche Maßnahmen hier zu treffen sind, bleibt wei- 
terer Prüfung Vorbehalten. 

Die durch das Achte Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes 
getroffene Regelung, wonach Stabs- und Oberstabsfeldwebel 
sowie Offiziere des militärfachlichen Dienstes bereits nach Voll- 
endung des 52. Lebensjahres in den Ruhestand treten, hat 
bereits früher erhobenen Forderungen nach einer Herabsetzung 
der Altersgrenze für Unterführer des Bundesgrenzschutzes neu- 
en Auftrieb gegeben. 

2. Versorgungsrechtliche Probleme 

Das gegenwärtige Versorgungssystem ist grundsätzlich auf ein 
Dienstverhältnis auf Lebenszeit abgestimmt. Bei einer wesent- 
lichen Herabsetzung der Altersgrenzen müßte erwogen werden, 
ob die nach geltendem Recht zu zahlende Versorgung noch im 
richtigen Verhältnis zur Dauer der im öffentlichen Dienst er- 
brachten Dienstleistung steht. Dies gilt insbesondere, wenn 
Ruhegehaltsansprüche für Dienstzeiten begründet werden, die 
einem Dienstverhältnis auf Lebenszeit nicht mehr entsprechen. 

Beamte und Soldaten, die unverhältnismäßig früh in den Ruhe- 
stand treten, können ihre Kenntnisse und Erfahrungen außer- 
halb des öffentlichen Dienstes verwerten und damit vielfach 
einschließlich der zu zahlenden Versorgung ein ihre letzten 
Dienstbezüge übersteigendes Gesamteinkommen erzielen. Die- 
ses Ergebnis wird als unerwünscht angesehen. 

3. Auswirkungen auf das Rentenrecht 

Die für den Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Renten- 
versicherung maßgebenden Lebensalter — normalerweise die 
Vollendung des 65. Lebensjahres (§ 1248 Abs. 1 RVO), aus- 
nahmsweise die Vollendung des 60. Lebensjahres (§ 1248 Abs. 2 
und 3 RVO) und, in einem Sonderfall für Bergleute, die Vollen- 
dung des 50. Lebensjahres (§ 45 Abs. 1 RKG) — sind mit der 
Altersgrenze im beamtenrechtlichen Sinne nicht ohne weiteres 
vergleichbar, da es sich im Unterschied zum Beamtenrecht nicht 
um Grenzen handelt, die der Ausübung des bisherigen Berufes 
gesetzt sind. 

Nach Einführung der Altersgrenzenregelung für Offiziere als 
Strahlflugzeugführer könnten sich auch Forderungen ergeben, 
die geltenden Altersgrenzen in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung für solche Berufe herabsetzen, deren Ausübung durch 
fortschreitendes Alter erschwert wird. Es handelt sich hierbei 
in erster Linie um fliegendes Personal der Zivilluftfahrt im 
Strahlflugbetrieb sowie um Seeleute der Handelsmarine und 
um Bergleute. 


3 



Drucksache V/4280 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


III. Schlußbetrachtung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ■ — von einzelnen 
Sonderfälien abgesehen — die bestehenden Altersgrenzen im 
öffentlichen Dienst den Erfordernissen entsprechen und daß die 
Altersgrenzenregelungen flexibel genug sind, um auch im Ein- 
zelfall den Anforderungen einer modernen mobilen Verwaltung 
gerecht zu werden. Sie ist daher der Meinung, daß im Grund- 
satz an den bisher im öffentlichen Dienst geltenden Altersgren- 
zen festgehalten werden sollte, und daß die für Offiziere in Ver- 
wendungen als Strahlflugzeugführer getroffene außergewöhn- 
liche Altersgrenzenregelung eine Ausnahme ist. Dies schließt 
gewisse Differenzierungen für andere besondere Fälle nicht aus. 
Bei einem übermäßig frühen Eintritt von Beamten und Soldaten 
in den Ruhestand hält die Bundesregierung eine Überprüfung 
der gegenwärtigen Versorgungsregelung für erforderlich. 

In Vertretung 

Gumbel 
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